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Hilfen und Material von ver.di 
 
Weitere Informationen zur Teilhabepolitik und 
Schwerbehindertenvertretungen unter: 
www.arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de 
 
Informationsmaterial zu den SBV-Wahlen unter: 
www.sbv-wahlen.verdi.de 
  
 
 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Im Internet:
www.arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de�(Grundsatzdokumente zur Chancengleichheit von Menschen mit Behinderungen, Aktuelles, Seminarangebot, Arbeit der Bundes- und Landesarbeitskreise u.v.m.)
www.sbv-wahlen.verdi.de�(Informationen zur SBV Wahl 2014, Downloadmöglichkeit von Informationsmaterial, Wahlkalender, Leitsätzen der Rechtsprechung u.v.m)		
Inhalt der CD:
SGB IX (vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046), zuletzt geändert durch Artikel 3 Gesetzes vom 14. Dezember 2012 (BGBl.I S.2598).
Dokumente (Kurzleitfaden, Wahlordnung, Förmliches Wahlverfahren, Verein-�fachtes Wahlverfahren, Stufenvertretungswahlen)
Vordrucke (Formularsammlung und Druckvorlagen: Bestellung des Wahlvorstandes, Stimmzettel SBV, Plakat Wahlversammlung, Materialliste u.v.m.)
Wahlkalender (Zur Fristberechnung: SBV-Wahlkalender, Fristberechnung nach BGB)
Allgemeines (Checklisten, Fragen und Antworten zur SBV-Wahl, Kommentarauszug Übergangs- und Restmandat u.v.m)
SBV-Wahlberichtsbogen (Druckvorlage: ver.di SBV-Wahlberichtsbogen)



Gesetzliche Grundlage 

Die gesetzliche Grundlage der Arbeit der 
Schwerbehindertenvertretungen ist das 
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch – Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX). 

Die Wahlen der Schwerbehinderten- 
vertretungen erfolgen nach den Regelungen der 
„Wahlordnung Schwerbehindertenvertretungen“ 
(SchwbVWO). 

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Allgemeines:
Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes leben in Deutschland fast 10 Mio. Menschen mit einer anerkannten Behinderung. 7,3 Mio. von ihnen sind mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 schwerbehindert. 
Das SGB IX trat  am 1.7.2001 in Kraft. Es bildet zusammen mit dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) aus dem Jahr 2002 den grundsätzlichen Rahmen für die Eingliederung behinderter Menschen und die ihnen zustehenden Hilfen.
Ziel des SGB IX ist es, behinderten und von Behinderung bedrohten Menschen ein selbstbestimmtes, gleichberechtigtes und benachteiligungsfreies Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen (§ 1 SGB IX).
Wahlordnung Schwerbehindertenvertretung (SchwbVWO): 
Die Wahlordnung regelt die Einzelheiten zur Wahl der Schwerbehindertenvertretung und der Stufenvertretungen (Gesamt-, Bezirks-, Haupt - und Konzernschwerbehindertenvertretung).
(Wahltermine: siehe Folie 20).
SGB IX und SchwbVWO sind als PDF-Dateien auf der CD-ROM zum Kurzleitfaden verfügbar!



Wozu Schwerbehindertenvertretungen? 

Die Schwerbehindertenvertretung (SBV) ist die gewählte 
Interessenvertretung der schwerbehinderten und gleichgestellten 
Beschäftigten im Betrieb bzw. in der Dienststelle. Die SBV… 

• wacht darüber, dass die zugunsten schwerbehinderter Menschen 
geltenden Vorschriften erfüllt werden, 

• beantragt Maßnahmen zugunsten schwerbehinderter Menschen bei 
den zuständigen Stellen, 

• nimmt Anregungen und Beschwerden von schwerbehinderten 
Menschen entgegen und wirkt beim Arbeitgeber auf deren 
Erledigung hin. 

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Schwerbehindertenvertretung (SBV) ist die kompetente Ansprechpartnerin in allen Fragen der Prävention sowie der Rehabilitation und Teilhabe von behinderten Menschen.
Allgemeines: 
Jeder Arbeitgeber mit mindestens 20 Arbeitsplätzen muss auf wenigstens 5% der Arbeitsplätze schwerbehinderte Menschen beschäftigen. Ausnahmen gelten für kleinere Betriebe mit weniger als 40 bzw. 60 Arbeitsplätzen, die ohne prozentuale Berechnung einen bzw. zwei Schwerbehinderte beschäftigen müssen (§ 71 Abs. 1 SGB IX).
Erfüllt ein Arbeitgeber seine Beschäftigungspflicht nicht, ist er zu einer Ausgleichsabgabe verpflichtet. Die Ausgleichszahlung entbindet ihn nicht von seiner Beschäftigungspflicht (§ 77 Abs. 1 SGB IX).
Schwerbehinderte Beschäftigte dürfen wegen ihrer Behinderung nicht benachteiligt werden (§ 81 Abs. 2 SGB IX). Sie haben gem. § 81 Abs. 4 SGB IX Anspruch auf:
- Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten voll verwerten können,
- bevorzugte Berücksichtigung bei Bildungsmaßnahmen,
- behindertengerechte Gestaltung der Arbeitsstätte, des Arbeitsplatzes, der �  Arbeitsorganisation und der Arbeitszeit,
- Ausstattung des Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen�  Arbeitshilfen.








Wahltermine und Voraussetzungen 
 
• Die regelmäßigen Wahlen der SBV finden alle 

vier Jahre und somit in der Zeit vom 
1. Oktober bis zum 30. November 2014 statt 
(§ 94 Abs. 5 SGB IX). 

• In allen Betrieben und Dienststellen, in denen 
wenigstens fünf Schwerbehinderte oder gleichgestellte behinderte 
Menschen nicht nur vorübergehend beschäftigt sind, werden eine 
Vertrauensperson und mindestens ein/e Stellvertreter/in gewählt 
(§ 94 Abs. 1 SGB IX). 

• Bei weniger als fünf schwerbehinderten Beschäftigten können räumlich 
naheliegende Betriebe oder gleichstufige Dienststellen derselben 
Verwaltung zusammengefasst werden. Über die Zusammen- 
fassung entscheidet der Arbeitgeber (§ 94 Abs. 1 SGB IX). 

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wahltermine:
Außerhalb des oben genannten Zeitraumes finden nur Wahlen statt wenn:
 das Amt der Schwerbehindertenvertretung vorzeitig erlischt (z. B. durch Niederlegung�    oder Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis) und kein stellv. Mitglied nachrückt. 
 die Wahl erfolgreich angefochten worden (siehe Folie 16)  oder 
 noch keine Schwerbehindertenvertretung gewählt ist.
Der Wahltag wird vom Wahlvorstand festgelegt und im Wahlausschreiben bekannt gegeben (§ 5 Abs. 1 Nr. 13 SchwbVWO).  Die Wahl soll innerhalb von sechs Wochen, spätestens jedoch eine Woche vor dem letzten Tag der Amtszeit der amtierenden SBV stattfinden (§ 2 Abs. 3 SchwbVWO). Zwischen Aushang des Wahlausschreibens und dem Wahltag müssen sechs Wochen liegen (§ 5 Abs. 1 Satz 1 SchwbVWO).
Begrifflichkeiten:
Die Begriffe Dienststelle und Betrieb richten sich nach den Vorschriften des BetrVG bzw. der PersVGs. Mit Ausnahme der zusammengefassten Betriebe und Dienststellen im Sinne des § 94 Abs. 1 SGB IX gilt für die SBV der gleiche räumliche Zuständigkeitsbereich wie für den BR bzw. PR. Wann eine „nur vorübergehende Beschäftigung“ vorliegt ist strittig. Teilweise wird eine Beschäftigung, die auf die Dauer von höchstens acht Wochen begrenzt ist, als vorübergehend angesehen. Andererseits könnte sich eine nur vorübergehende Beschäftigung  auf einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten erstrecken (Kossens/von der Heide/Maaß: SGB IX, § 94 Rdnr. 7). 
Die Mindestzahl der fünf schwerbehinderten bzw. ihnen gleichgestellten Beschäftigten muss am Wahltag vorliegen. Zur Berechnung werden nur Beschäftigte des Betriebs bzw. der Dienstelle berücksichtigt.
Auch Leitendende Angestellte und Beschäftigte im Außendienst (z.B. Monteure, Bauarbeiter) werden berücksichtigt. Arbeitgeber und in Heimarbeit Beschäftigte werden nicht berücksichtigt (Kossens/von der Heide/Maaß: SGB IX, § 94 Rdnr. 4-6). Die Entscheidung des Arbeitgebers über die Zusammenfassung bedarf keiner bestimmten Form. Er muss sie dem Integrationsamt erörtern, ist aber nicht an dessen Stellungnahme gebunden (Kossens/von der Heide/Maaß: SGB IX, § 94 Rdnr. 9-14). 





Wahlverfahren 

Die SBV-Wahl ist eine Mehrheitswahl, sie ist geheim und unmittelbar. 
SGB IX und SchwbVWO sehen zwei Wahlverfahren vor: 

I. Vereinfachtes Wahlverfahren 

• Wird durchgeführt wenn: Der Betrieb bzw. die Dienststelle räumlich nicht 
weit auseinanderliegt und dort weniger als 50 Wahlberechtigte 
beschäftigt sind (§ 94 Abs. 6 SGB IX, § 18 SchwbVWO). 

• Die Wahl findet auf einer Wahlversammlung statt, die 3 Wochen vor Ablauf 
der Amtszeit der amtierenden SBV in geeigneter Weise (z. B. durch Aushang) 
angekündigt werden muss (§19 SchwbVWO). 

• Eine schriftliche Stimmabgabe (Briefwahl) ist nicht möglich 
 Wählen kann nur wer auf der Wahlversammlung anwesend ist! 

• Vertrauensperson und der/die Stellvertreter werden in getrennten 
Wahlgängen gewählt. 
 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Mehrheitswahl:
Es werden einzelne Personen gewählt. Gewählt für das Amt der Vertrauensperson bzw. des Stellvertreters ist, wer die Mehrheit der Stimmen erhält, bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
Geheime Wahl:
Die Stimmabgabe muss so erfolgen, dass nicht nachvollzogen werden kann, für wen die einzelne Wählerin bzw. der einzelne Wähler gestimmt hat.
Unmittelbare Wahl: 
Die Wahl erfolgt persönlich und ohne zwischengeschaltete Wahlfrauen bzw. Wahlmänner. Bei der Stimmabgabe beeinträchtigte Wähler/innen dürfen eine Person ihres Vertrauens hinzuziehen, müssen dies aber dem Wahlvorstand mitteilen (§ 10 Abs. 4 SchwbVWO).
Vereinfachtes Wahlverfahren:
Sollte im Betrieb bzw. der Dienststelle keine SBV vorhanden sein, können drei Wahlberechtigte, der Betriebs- bzw. Personalrat oder das Integrationsamt zur Wahlversammlung einladen (§ 19 Abs. 2 SchwbVWO)
Die Wahl wird von einer/einem Wahlleiterin/ Wahlleiter geleitet. Sie/ Er wird auf der Wahlversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. Die Wahlversammlung beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit, wie viele Stellvertreter/innen zu wählen sind (§ 20 SchwbVWO). Auch auf der Wahlversammlung müssen die Grundsätze der SBV-Wahl (Mehrheitswahl, geheim und unmittelbar) eingehalten werden. 
Eine Wahl  der Vertrauensperson bzw. des Stellvertreters durch öffentliche Abstimmung ist nicht zulässig (Kossens/von der Heide/Maaß: SGB IX, § 94 Rdnr. 30). Es muss eine geheime Abstimmung per Stimmzettel erfolgen.
Wer nicht auf der Wahlversammlung anwesend ist, egal ob durch Urlaub, Reha oder Dienstreise, kann nicht wählen! Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 



Zeitplan für das vereinfachte Wahlverfahren 
 
§§ 18 bis 21 SchwbVWO 
 

Schritt 1 
Einladung zur Wahlversammlung durch die amtierende SBV 
 4 Wochen vor dem Wahltermin (Frist: 3 Wochen) 

Schritt 2 
Wahltermin und Wahlversammlung  
  alle 4 Jahre: in 2014 zwischen dem 01.10. und 30.11.2014 
 Wahl der Schwerbehindertenvertretung in der Wahlversammlung 

Schritt 3 
Aushang zu Wahlergebnis 
  unverzüglich, nachdem die Gewählten festgestellt sind 

   (2 Wochen lang). 



Wahlverfahren 
 
Die SBV-Wahl ist eine Mehrheitswahl, sie ist geheim und unmittelbar.    
SGB IX und SchbVWO sehen zwei Wahlverfahren vor. 
 
II. Förmliches Wahlverfahren 
• Wird durchgeführt wenn: Der Betrieb bzw. die Dienststelle räumlich weit 

auseinanderliegt und/oder dort mindestens 50 Wahlberech- 
tigte beschäftigt sind. 

• Die SBV bestellt acht Wochen vor Ablauf ihrer Amtszeit einen Wahlvorstand (§ 
1 Abs. 1 SchwbVWO). 

• Eine schriftliche Stimmabgabe (Briefwahl) ist möglich. 
• Der Wahlvorstand stellt gemäß § 3 SchwbVWO eine Liste der 

Wahlberechtigten (Wählerliste) auf. Wählen kann nur, wer in  
 diese Liste eingetragen ist! 

  

Vorführender
Präsentationsnotizen
Förmliches Wahlverfahren:
Entscheidend für die Frage, ob Betriebs- bzw. Dienstellenteile räumlich weit auseinanderliegend sind, ist in erster Linie nicht die km-Entfernung. Wichtiger ist, ob eine „sinnvolle, interessengerechte Arbeit der Vertretungsorgane möglich ist“ (Kossens/von der Heide/Maaß: SGB IX § 94 Rdnr. 31).
Der Wahlvorstand besteht aus drei volljährigen Beschäftigten des Betriebs bzw. der Dienststelle. Der Vorsitzende des Wahlausschusses wird von der SBV benannt. Die Bestellung von Ersatzmitgliedern ist nicht vorgeschrieben aber sinnvoll.
Der Wahlvorstand beschließt, wie viele Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter gewählt werden sollen. Er ist verpflichtet diese Frage mit der amtierenden SBV, dem Betriebs- oder Personalrat und dem Arbeitgeber zu erörtern (§ 2 Abs. 4 SchwbVWO).
Sollte noch keine SBV bestehen, wird der Wahlvorstand in einer Versammlung der Wahlberechtigten (Schwerbehinderte und ihnen Gleichgestellte, s. auch Folie 11) gewählt. Zu einer solchen Versammlung können der Betriebs- bzw. Personalrat, das Integrationsamt bzw. drei Wahlberechtigte einladen (§ 1 Abs. 2 SchwbVWO, § 94 Abs. 6 Satz 4 SGB IX).
Wählerliste: 
In der Wählerliste sollen die Wahlberechtigten mit Familiennamen, Vornamen und ggf. Geburtsdatum sowie Betrieb oder Dienststelle in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt werden. Der Arbeitgeber ist verpflichtet dem Wahlvorstand die notwendigen Angaben zu machen und die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen.
Die Wählerliste oder eine Abschrift muss unverzüglich nach Einleitung der Wahl an geeigneter Stelle zur Einsicht ausgelegt werden (§ 3 Abs. 2 SchwbVWO). Die Wählerliste liegt beim Wahlvorstand. Einsprüche sind an ihn zu richten. (Einspruch gegen Wählerliste s. Folie 13). 



Zeitplan für das förmliche Wahlverfahren 
 
 
 

§§ 1 bis 17 SchwbVWO 
 
Schritt 1 

Bestellung des Wahlvorstandes durch die amtierende SBV 
   9 Wochen vor dem Wahltermin (Frist: 8 Wochen) 

Schritt 2 
Auslegen der Wählerliste durch den Wahlvorstand (unverzüglich), Wahl- 
ausschreiben durch den Wahlvorstand (unverzüglich) 
   8 Wochen vor dem Wahltermin (Frist: 6 Wochen) 

Schritt 3 
Einspruchsfrist gegen Wählerliste 
(2 Wochen); Abgabe von Wahlvorschlägen (2 Wochen) 
   7 bis 6 Wochen vor dem Wahltermin 



Zeitplan für das förmliche Wahlverfahren 
 
 
 

Schritt 4 
Verlängerung der Frist (Nachfrist): Wenn bis dahin keine Wahlvorschläge 
vorliegen, sagt der Wahlvorstand die Wahl ab. 
  5 Wochen vor dem Wahltermin 

Schritt 5 
Bekanntgabe der Wahlvorschläge 
  2 Wochen vor dem Wahltermin (Frist: 1 Woche vor der Wahl) 

Schritt 6 
Alle 4 Jahre: in 2014 Wahltermin zwischen 01.10. und 30.11.2010 
  Er sollte 1 Woche vor Ablauf der Amtszeit liegen (§ 2 Abs. 2 SchwbVWO) 

Schritt 7 
Aushang über Wahlergebnis 
  unverzüglich, nachdem die Gewählten festgestellt sind  
   (2 Wochen lang) 



Wahlberechtigte und wählbare Personen 
 
Aktives Wahlrecht 
• Wahlberechtigt sind alle im 

Betrieb bzw. der Dienststelle am 
Wahltag beschäftigten 
Schwerbehinderten oder ihnen 
Gleichgestellte 
(§§ 94 Abs. 2, 68 Abs. 2 SGB IX). 

• Das Wahlrecht ist unabhängig von 
Alter, Arbeitszeit, Betriebszugehö-
rigkeit usw.  Auch geringfügig 
Beschäftigte oder leitende 
Angestellte sind wahlberechtigt. 

 

 

Passives Wahlrecht 
• Wählbar sind alle im Betrieb bzw. 

der Dienststelle nicht nur 
vorübergehend Beschäftigten, die am 
Wahltag 18 Jahre alt sind und dem 
Betrieb seit sechs Monaten 
angehören(§ 94 Abs. 3 SGB IX) 

• Kandidaten/Kandidatinnen müssen 
weder schwerbehindert noch 
deutsche Staatsbürger/innen sein. 
Leitende Angestellte und  
i.d.R. geringfügig Beschäf- 
tigte sind nicht wählbar. 

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Aktives Wahlrecht:
Als Nachweis zur Wahlberechtigung dient der Schwerbehindertenausweis oder bei Gleichgestellten der Bescheid der Agentur für Arbeit.
Passives Wahlrecht:
Falls der Betrieb bzw. die Dienststelle seit weniger als einem Jahr besteht, bedarf es nicht der Voraussetzung einer sechsmonatigen Zugehörigkeit zum Betrieb oder der Dienststelle.
Ausschluss von der Wahl: 
Nicht wählbar ist, wer laut Gesetz dem Betriebs- oder Personalrat nicht angehören kann. Nicht wählbar sind solche Beschäftigten die keine Arbeitnehmer im Sinne des § 5 BetrVG sind. Insbesondere leitende Angestellte im Sinne § 5 Abs. 3 BetrVG sind nicht wählbar. Gleiches gilt im Geltungsbereich des Personalvertretungsrechts § 7 BPersVG für den/die Dienststellenleiter/in  sowie die zu selbständigen Entscheidungen in Personalfragen befugten Personen.
Geringfügig Beschäftigte sind in der Regel nicht wählbar. Im Geltungsbereich des BPersVG ist eine Arbeitszeit von min. 18 Std./Woche vorgesehen (abweichende Regelungen in den Landespersonalvertretungsgesetzen möglich), ansonsten ist die Person nicht wählbar. Im Geltungsbereich des BetrVG ist keine Mindestarbeitszeit vorgesehen.
Grundsätzlich nicht wählbar ist, wer aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht besitzt (vgl. § 45 StGB).



Wahlvorschläge und Wahlausschreiben 
 
• Wahlberechtigte können Wahlvorschläge für die Wahl der SBV beim 

Wahlvorstand einreichen. Die Vorschläge sind  schriftlich mit bestimmten 
formalen Angaben (Name, Art der Beschäftigung etc.) einzureichen. Jeder 
Wahlvorschlag muss von einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten, 
mindestens aber drei Wahlberechtigten unterzeichnet sein (§ 6 Abs. 1 und 2 
SchwbVWO).  

• Spätestens sechs Wochen vor dem Wahltag gibt der Wahlvorstand ein 
Wahlausschreiben heraus. Die Wahl soll spätestens eine Woche vor dem 
Ablauf der Amtszeit der amtierenden SBV stattfinden.  

• § 5 Abs. 1 SchwbVWO nennt 16 Punkte, die das Ausschreiben enthalten 
muss ( z. B. Voraussetzungen der Wählbarkeit, Ort, Tag und Zeit der 
Stimmabgabe usw.)  Bei fehlenden Angaben ist die Wahl  
anfechtbar. 

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wahlvorschläge:
Jeder Wahlvorschlag muss schriftlich eingereicht werden und Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum, Art der Beschäftigung sowie ggf. Betrieb bzw. Dienststelle der Kandidatin bzw. des Kandidaten enthalten (§ 6 Abs. 1 und 2 SchwbVWO).
Stichtag für die Feststellung der erforderlichen Anzahl der Unterschriften ist der Tag an dem das Wahlausschreiben erlassen wird. Die Mindestzahl ist im Wahlausschreiben anzugeben. Das Wahlausschreiben ist vom Wahlvorstand bis zur Stimmabgabe an einer oder mehreren geeigneten, den Wahlberechtigten leicht zugänglichen Stellen auszuhängen und in gut lesbarem Zustand zu erhalten.
Anfechtung:
siehe Folie 17.
Inhalt des Wahlausschreibens (§ 5 Abs. 1 SchwbVWO): 1. das Datum seines Erlasses, 2. die Namen der Mitglieder des Wahlvorstandes, 3. die Voraussetzungen der Wählbarkeit zur Schwerbehindertenvertretung, 4. den Hinweis, wo und wann die Liste der Wahlberechtigten und diese Verordnung zur Einsicht ausliegen, 5. den Hinweis, dass nur wählen kann, wer in die Liste der Wahlberechtigten eingetragen ist, und dass Einsprüche gegen die Richtigkeit der Liste der Wahlberechtigten nur vor Ablauf von zwei Wochen seit dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand schriftlich eingelegt werden können; der letzte Tag der Frist ist anzugeben, 6. die Zahl der zu wählenden stellvertretenden Mitglieder, 7. den Hinweis, dass Schwerbehindertenvertretung und stellvertretende Mitglieder in zwei getrennten Wahlgängen gewählt werden und dass sich aus den Wahlvorschlägen ergeben muss, wer als Schwerbehindertenvertretung und wer als stellvertretende Mitglieder vorgeschlagen wird, 8. den Hinweis, dass Wahlberechtigte sowohl einen Wahlvorschlag für die Wahl der Schwerbehindertenvertretung als auch für die Wahl des stellvertretenden Mitglieds unterzeichnen können und dass ein Bewerber oder eine Bewerberin sowohl als Schwerbehindertenvertretung als auch als stellvertretendes Mitglied vorgeschlagen werden kann, 9. die Aufforderung, Wahlvorschläge innerhalb von zwei Wochen nach Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand einzureichen; der letzte Tag der Frist ist anzugeben, 10. die Mindestzahl von Wahlberechtigten, von denen ein Wahlvorschlag unterzeichnet sein muss (§ 6 Abs. 2 Satz 1), 11. den Hinweis, dass die Stimmabgabe an die Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur solche Wahlvorschläge berücksichtigt werden dürfen, die fristgerecht (Nummer 9) eingereicht sind, 12. die Bestimmung des Ortes, an dem die Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Stimmabgabe durch Aushang oder in sonst geeigneter Weise bekannt gegeben werden, 13. Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe, 14. den Hinweis auf die Möglichkeit der schriftlichen Stimmabgabe (§11 Abs. 1), falls der Wahlvorstand nicht die schriftliche Stimmabgabe beschlossen hat (§11 Abs. 2), 15. den Ort und die Zeit der Stimmauszählung und der Sitzung des Wahlvorstandes, in der das Wahlergebnis abschließend festgestellt wird, 16. den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge und sonstige Erklärungen gegenüber dem Wahlvorstand abzugeben sind (Anschrift des Wahlvorstandes).



Einspruch gegen die Wählerliste und Stimmabgabe 
 

• Ein Einspruch gegen die Richtigkeit der Wähler- 
liste muss binnen zwei Wochen nach Aushang 
des Wahlausschreibens schriftlich beim Wahl- 
vorstand erfolgen. (§ 4 Abs. 1 SchwbVWO). 

• Wählen kann nur, wer in der Wählerliste eingetragen ist!  
• Die Grundsätze der geheimen und unmittelbaren Wahl sind 

einzuhalten. Wähler/innen mit entsprechender Beeinträchtigung 
können eine Person ihres Vertrauens hinzuziehen, müssen dies aber dem 
Wahlvorstand mitteilen (§ 10 Abs. 4 SchwbVWO). 

• Der Wahlvorstand hat den technischen Ablauf der Stimmabgabe 
zu organisieren und zu beaufsichtigen. Behinderte Menschen 
müssen ohne besondere Erschwernisse teilnehmen können. 

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Einsprüche:
Die Wählerliste liegt beim Wahlvorstand. Einsprüche sind an ihn zu richten. Die zweiwöchige Frist beginnt mit Aushang des Wahlausschreibens.
Einspruchsberechtigt ist jede/r Wahlberechtigte sowie jede/r Beschäftigte die/der ein berechtigtes Interesse an einer ordnungsgemäßen Wahl glaubhaft machen kann (§ 4 Abs. 1 SchbVWO). Dies können die schwerbehinderten Beschäftigten, die Wahlbewerber/innen oder Mitglieder des Betriebs-/Personalrats bzw. der Mitarbeitervertretung sein.
Der Arbeitgeber ist in keinem Fall einspruchsberechtigt!
Über die Berechtigung des Einspruchs hat der Wahlvorstand unverzüglich zu entscheiden. Ist der Einspruch begründet, muss der Wahlvorstand die Wählerliste berichtigen. Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll der Wahlvorstand die Wählerliste nochmals auf ihre Vollständigkeit hin überprüfen.



Schriftliche Stimmabgabe 
 
Die schriftliche Stimmabgabe ist als Ausnahme 
vom Grundsatz der persönlichen Stimmabgabe 
in zwei Fällen zulässig: 
• Sie ermöglicht einzelnen Wahlberechtigten, die 

zum Zeitpunkt der Wahl verhindert sind, die Teilnahme an der Wahl. Die 
schriftliche Stimmabgabe muss beantragt werden. Der Grund der 
Verhinderung ist unerheblich.  

• Seit 1990 kann der Wahlvorstand die schriftliche Stimmabgabe generell 
anordnen. Die generelle Anordnung der Briefwahl sollte die Ausnahme 
sein.  

Vorführender
Präsentationsnotizen
§ 11 SchwbVWO (Auszug):
(1) Der Wahlvorstand übergibt oder übersendet den Wahlberechtigten, die an der persönlichen
Stimmabgabe verhindert sind, auf deren Verlangen
1. das Wahlausschreiben,�2. den Stimmzettel und den Wahlumschlag,�3. eine vorgedruckte Erklärung, die der Wähler oder die Wählerin abgibt,�4. einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Wahlvorstandes�    und als Absender Namen und Anschrift der wahlberechtigten Person sowie�    den Vermerk „Schriftliche Stimmabgabe“ trägt.
In der Erklärung nach Nummer 3 versichert der Wähler oder die Wählerin gegenüber dem Wahlvorstand, dass er oder sie den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat oder unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 4 durch eine andere Person hat kennzeichnen lassen. Der Wahlvorstand soll zusätzlich zu den Unterlagen nach den Nummern 1 bis 4 ein Merkblatt über die schriftliche Stimmabgabe übersenden oder übergeben. Er vermerkt die Übergabe oder Übersendung der Unterlagen in der Liste der Wahlberechtigten.



Feststellung des Wahlergebnisses 
 
• Der Wahlvorstand hat unverzüglich nach Abschluss der Wahl in öffentlicher 

Sitzung das Wahlergebnis zu ermitteln und festzustellen (§ 13 Abs. 1 
SchwbVWO). Alle Interessierten haben ein Anwesenheitsrecht. 

• Gewählt für das Amt der Schwerbehindertenvertretung ist der/die 
Bewerber/in mit den meisten erhaltenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. Gleiches gilt für den/die Stellvertreter/innen. (§ 13 Abs. 
2 SchwbVWO) 

• Der Wahlvorstand muss eine Niederschrift über das Wahlergebnis anfertigen. 
Er muss die gewählten Bewerber/innen unverzüglich schriftlich gegen 
Empfangsbestätigung informieren.  

• Das Wahlergebnis ist vom Wahlvorstand durch zweiwöchigen  
Aushang bekannt zu machen. 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Allgemeines: 
Das Öffentlichkeitsgebot erstreckt sich auf den gesamten Vorgang der Ermittlung des Wahlergebnisses von der Öffnung der Wahlurne bis zur Anfertigung der Wahlniederschrift.
Unverzüglich heißt, dass der Wahlvorstand ohne schuldhaftes Zögern tätig werden muss.
Bei Zweifeln über die Gültigkeit der Stimmen entscheidet der Wahlvorstand durch Beschluss. Gemäß § 9 Abs. 5 SchwbVWO sind Stimmzettel ungültig,
 auf denen mehr als die zulässige Zahl der Bewerber/innen angekreuzt sind oder�- die mit einem besonderen Merkmal versehen sind oder
 aus denen sich der Wille der Wählerin/ des Wählers nicht zweifelsfrei�  ergibt. 
Erklärt eine Gewählte/ein Gewählter nicht binnen drei Arbeitstagen nach Erhalt der Benachrichtigung dem Wahlvorstand gegenüber, dass er/sie die Wahl ablehnt, gilt die Wahl als angenommen. Bei einer fristgerechten Ablehnung rückt der/die Bewerber/in mit der nächsthöchsten Stimmenzahl nach.




Anfechtung und Nichtigkeit 
 

• Die Wahl kann ausschließlich beim Arbeitsgericht angefochten werden 
(§ 94 Abs. 6 SGB IX i.V.m. § 19 BetrVG/§ 25 BPersVG). 
Anfechtungsberechtigte sind: drei Wahlberechtigte, der/die Arbeitgeber/in 
bzw. der/die Dienststellenleiter/in.  

• Die Fristen für eine Anfechtung sind je nach Geltungsbereich der Betriebs- 
bzw. Personalvertretungsgesetze unterschiedlich. 

• Bei groben und offensichtlichen Verstößen gegen wesentliche Grundsätze des 
Wahlrechts kann die Wahl sogar nichtig sein. Die Nichtigkeit der Wahl 
kann von jedermann, zu jederzeit, in jeder Form geltend gemacht 
werden. 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Anfechtung der Wahl:
Eine erfolgreiche Wahlanfechtung hat zur Voraussetzung, dass gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und eine Berichtigung dieser Mängel nicht erfolgt ist. 
Beispiele:
 Die Wahl erfolgt ohne vorherige Ankündigung auf der Jahreshauptversammlung�    der schwerbehinderten Beschäftigten.
 Die Wahl wird fälschlicherweise im vereinfachten Wahlverfahren durch-�    geführt, obwohl der Betrieb räumlich weit auseinanderliegend ist oder bei�    Einleitung der Wahl mehr als 50 Wahlberechtigte im Betrieb beschäftigt waren�    (Kossens/von der Heide/Maaß: SGB IX, § 94 Rdnr. 31).
 Das Wahlausschreiben enthält nicht alle erforderlichen Angaben. 
Treten mehrere dieser Mängel gemeinsam auf, kann die Wahl sogar nichtig sein.
Fristen:
Die Anfechtungsfristen betragen je nach Geltungsbereich: teils zwei Wochen, teils zwölf Arbeitstage, teils vierzehn Kalendertage, teils zehn Arbeitstage (Kamm/Feldes 2010: 44).
Folgen: Eine rechtskräftig für ungültig erklärte fehlerhafte Wahl ist zu wiederholen. 
Nichtigkeit:
Ist nur in bestimmten Ausnahmefällen gegeben. Beispiele: 1. Wahl unter bewusstem Ausschluss der Gleichgestellten, Wahl in der Wahlversammlung durch Zuruf oder Handaufheben. 



Schutz der Wahl 
 
• Niemand darf die Wahl behindern. Kein Arbeitnehmer darf bei 
 der Ausübung des passiven oder aktiven Wahlrechts 
 beschränkt werden (§ 94 Abs. 6 Satz 2 i.V.m. § 20 BetrVG und 
 § 24 BPersVG). 
• Niemand darf die Wahl durch Androhung oder Zufügung von 
 Nachteilen oder Versprechung oder Gewährung von Vorteilen 
 beeinflussen. 
• Wahlvorstandsmitglieder sowie die Wahlbewerber/innen 
 genießen den gleichen Kündigungs- und Versetzungsschutz 
 wie die Wahlvorstandsmitglieder und Wahlbewerber/innen bei 
 Betriebs- und Personalratswahlen. 

 

 

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Schutz der Wahl:
Beispiel Wahlbehinderung: Der Arbeitgeber weigert sich die notwendigen Wahlräume zur Verfügung zu stellen.
Beispiel Beschränkung des aktiven und passiven Wahlrechts: Dem einzelnen Beschäftigten wird eine Beteiligung an der Wahl unmöglich gemacht.
Kündigungsschutz:
Vom Zeitpunkt der Bestellung als Wahlvorstandsmitglied bzw. der Aufstellung des Wahlvorschlags darf ihnen bis zur Bekanntgabe des Wahlergebnisses nicht gekündigt werden (§ 15 Abs. 3 KSchG). Eine Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist ist nur mit der nach § 103 Abs. 1 BetrVG,§ 47 Abs. 1 oder § 108 Abs. 1 Satz 1 BPersVG erforderlichen Zustimmung des Betriebs- bzw. Personalrats oder des Arbeits- bzw. Verwaltungsgerichts möglich.
Dieser Schutz gilt nach § 15 Abs. 3 KSchG weiter bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses. Eine Kündigung aus wichtigem Grund ist zulässig, bedarf aber keiner Zustimmung des Betriebs- bzw. Personalrats oder des Arbeits- bzw. Verwaltungsgerichts mehr.
Versetzungsschutz: 
Im Geltungsbereich des Personalvertretungsrechts dürfen Wahlvorstandsmitglieder und Wahlbewerber/innen nur gegen ihren Willen versetzt werden, wenn dies aus wichtigen dienstlichen Gründen unvermeidbar ist. Im Geltungsbereich des BetrVG bedarf eine Versetzung „betriebsverfassungsrechtlicher Funktionsträger“ der Zustimmung der Betriebsrats. Diese Zustimmung kann vom Arbeitgeber auch beim Arbeitsgericht eingeholt werden, wenn dies aus dringenden betrieblichen Gründen notwendig ist.



Sachkosten und persönliche Kosten 
 
• Die durch die SBV-Wahl entstehenden Kosten sind – in 
 sinngemäßer Anwendung der Vorschriften des § 20 Abs. 3 BetrVG 
 und § 24 Abs. 2 BPersVG (siehe auch LPersVG) – vom Arbeit- 
 geber zu tragen. 
• Der Arbeitgeber muss Sachkosten (Wahlurnen, Stimmzettel etc.) 
 und auch bestimmte persönliche Kosten der Wahlvorstands- 
 mitglieder (z. B. Reisekosten, Wahlvorstandsschulungen) 
 übernehmen. 
• Die Verhältnismäßigkeit muss gewahrt sein. Dies bedeutet aber 
 nicht, dass das preiswerteste Seminarangebot genutzt werden 
 muss! 

 

 

 



Stufenvertretungen 
 
Gemäß § 97 Abs. 7 SGB IX finden die Wahlen der 
• Gesamt- und Bezirksschwerbehindertenvertretung 

in der Zeit vom 1. Dezember 2014 bis 31. Januar 2015, 
• Konzern- und Hauptschwerbehindertenvertretung 

in der Zeit vom 1. Februar 2015 bis 31. März 2015 
statt. 



Meldung der Wahlergebnisse an ver.di 
 
Um sicherstellen zu können, dass die gewählten Schwerbehinderten- 
vertretungen wichtige Informationen von ver.di auch erhalten, ist es notwendig, 
eine Übersicht der gewählten ver.di-Vertrauenspersonen zu erhalten. 
Wir bitten daher die gewählten Schwerbehindertenvertretungen, einen 
Meldebogen an den zuständigen ver.di-Bezirk weiterzuleiten, denn dort werden 
die Angaben in unserem Mitgliederinformationssystem eingearbeitet. 

Der Meldebogen steht zum Download unter  
www.sbv-wahlen.verdi.de zur Verfügung. 
 
Für eure Unterstützung im Voraus bereits herzlichen Dank! 



Vielen Dank für eure 
Aufmerksamkeit! 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Literatur:
Gesetze:
Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch (IX) – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen – vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Dezember 2012 (BGBl.I S.2598).
Wahlordnung Schwerbehindertenvertretung (SchwbVWO)
Die Wahlordnung vom 23. April 1990 (BGBl. I S. 811), zuletzt geändert durch Artikel 54 des Gesetzes vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046).
Sekundärliteratur:
Kamm, Rüdiger/ Feldes, Werner 2010: Wahl der Schwerbehindertenvertretung 2010. Handlungsanleitung mit Wahlordnung und allen Formularen auf CD-ROM. 5., überarbeitete und aktualisierte Fassung. Frankfurt am Main, BUND Verlag.
Kossens, Michael/von der Heide, Dirk/Maaß, Michael 2009: SGB IX Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen, Mit Behindertengleichstellungsgesetz. Kommentar.  3. Auflage. München, Verlag C.H. Beck.
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